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A. Legistik

1. Vieles neu im AWG-Anlagenrecht
Die vom Nationalrat noch vor dem Sommer beschlossene AWG-
Rechtsbereinigungs-Nov 2019 hat ua zahlreiche Neuerungen im
abfallrechtlichen Anlagenrecht gebracht (die Zitate beziehen sich
bereits auf die novellierte AWG-Fassung),1) wobei wir uns aus
Platzgründen hier auf die Highlights konzentrieren:
Ü Klargestellt wird, welche Tätigkeiten mit Abfällen in einem La-

ger durchgeführt werden dürfen: Das Aussortieren von Stör-
stoffen, die Zusammenstellung von Chargen und die Zerklei-
nerung/Verdichtung für Transport- oder Lagerzwecke. All
diese Tätigkeiten dürfen somit in einem gewerberechtlich ge-
nehmigten Lager durchgeführt werden, ohne dass eine abfall-
rechtliche Anlagengenehmigung erforderlich ist.

Ü Die Ausnahme für wasserrechtlich genehmigte Abwasserreini-
gungsanlagen umfasst auch die Entwässerung oder Trocknung
von Klärschlamm, was den Aufbau von Strukturen zur Rück-
gewinnung von Phosphor erleichtern soll.

Ü Neue Ausnahmen vom AWG-Anlagenregime für Einrichtun-
gen zur Erforschung und Entwicklung der Behandlung von Ab-
fällen im Labor- oder Technikumsmaßstab an Unis oder tech-
nischen Versuchsanstalten sowie Einrichtungen in Produk-
tionsbetrieben, die Abfallbehandlungsanlagen entwickeln oder
herstellen.

Ü Neue Anzeigepflicht für emissionsneutrale Änderungen: Diese
können bereits mit Einlangen der (begründeten) Anzeige um-
gesetzt werden.

Ü Die Überleitungsmöglichkeit für nach dem falschen Gesetz ge-
nehmigte AWG-Anlagen wurde nun bis 31. 12. 2021 verlängert
und auf MinroG- und WRG-Anlagen erweitert.

Ü Die Verpflichtung zur Übermittlung von anlagenrechtlichen
Genehmigungsbescheiden an das BMNT (samt ministerieller
Amtsbeschwerde) wird auf jene Bescheide, die Abweichungen
vom Stand der Technik genehmigen, eingeschränkt. Allerdings
gibt es nun die Möglichkeit des BMNT, Bescheide binnen drei
Monaten ab Erlassung anzufordern und aus Gründen der ein-
heitlichen Vollziehung und Einhaltung unionsrechtlicher Be-
stimmungen anzufechten.

Ü Nachträgliche Auflagen zugunsten erst nachträglich hinzuge-
zogener Nachbarn nur noch bei Gefährdung von Leben oder
Gesundheit.2)

2. Umsetzung der Aarhus-Konvention
in Salzburg und Tirol

Nach demAarhus-BeteiligungsG 2018 des Bundes3) und den ersten
Umsetzungen der Bundesländer wurden nun auch die Entwürfe für
ein Aarhus-BeteiligungsG für die Bundesländer Salzburg (Begut-
achtung bis 9. 9. 2019) und Tirol (Begutachtung bis 6. 9. 2019) in
Begutachtung geschickt. Soweit ersichtlich wird auch die Sbg Um-
setzung den „Fleckerlteppich“ der Aarhus-Umsetzungen in Öster-
reich eher vergrößern als zur Vereinheitlichung beitragen.

3. AWG-Feststellungsverfahren NEU

Den abfallrechtlichen Feststellungsverfahren kommt in der Praxis
erhebliche Bedeutung zu –mit der AWG-Rechtsbereinigungs-Nov

2019 kommen va verfahrensrechtliche Neuregelungen: Künftig ist
nicht mehr die BezVBeh (BH oder Magistrat) für die Feststellung
zuständig, ob ein Abfall oder Produkt vorliegt, welche Abfallart
gegeben ist und ob eine Notifizierungspflicht besteht, sondern
der LH.

Weiterhin ist der/die BMNT als OberBeh befugt, Feststellungs-
bescheide (nunmehr) des LH aufzuheben. Geändert wurde aller-
dings der Beginn des sechswöchigen Fristenlaufs: Bislang war hier-
für die Erlassung des Bescheids maßgeblich – unabhängig davon,
ob und wann der Bescheid dem BMNT zugegangen ist. Künftig ist
auf das Einlangen des Bescheids beim BMNT abzustellen. Wichtig
für alle laufenden Verfahren: Durch eine Übergangsbestimmung
wird verhindert, dass die Zuständigkeit bei anhängigen Feststel-
lungsverfahren mit Inkrafttreten der Nov von der BezVBeh auf
den LH übergeht.4)

B. Judikatur

EuGH erlaubt Mitsprache der betroffenen Öffentlichkeit
bei der Aufstellung von Luftgütemessstellen
Mit seiner E 26. 6. 2019, C-732/17 stärkt der EuGH der betroffe-
nen Öffentlichkeit auch im Anwendungsbereich der RL 2008/50/
EG über Luftqualität und saubere Luft für Europa, die bestimmte
Schwellen für Feinstaub, Ozon, Stickstoff und Schwefel vor-
schreibt, den Rücken. In diesem U über die Vorlagefrage eines
niederländischen erstinstanzlichen Gerichts hatte den GH die
Frage erreicht, ob auch betroffene Einzelpersonen die Positionie-
rung von Luftgütemessstellen anfechten können müssen und wie
die Überschreitungen von Grenzwerten zu berechnen wären.
Nach dem U des EuGH ist die RL nämlich so auszulegen, dass
es einem nationalen Gericht zusteht, auf Antrag Einzelner, die
von der Überschreitung der in Art 13 Abs 1 der RL genannten
Grenzwerte unmittelbar betroffen sind, zu prüfen, ob die Probe-
nahmestellen in einem bestimmten Gebiet im Einklang mit den in
Anh III Abschnitt B Z 1 lit a der RL vorgesehenen Kriterien ein-
gerichtet wurden, und, wenn dies nicht der Fall ist, gegenüber der
zuständigen nationalen Beh alle erforderlichen Maßnahmen wie
etwa – sofern im nationalen Recht vorgesehen – eine Anordnung
zu treffen, damit die Probenahmestellen im Einklang mit diesen
Kriterien eingerichtet werden.5) Weiters wird klargestellt, dass bei
der Berechnung der Messwerte Durchschnittswerte unzulässig
sind. Der Ausgangssachverhalt spielt übrigens in Brüssel.
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1) Auf die Neuerungen im abfallrechtlichen Berufsrecht ist bereits in der letzten Aus-
gabe von Schnell & aktuell hingewiesen worden; siehe RdU 2019/79, 136.

2) Siehe auch umweltrechtsblog.at v 6. 8. 2019 (Niederhuber) und unter Aktuelles
Umweltrecht S 209 f in diesem Heft.

3) Siehe auch umweltrechtsblog.at v 11. 12. 2018 (Sander).
4) www.umweltrechtsblog.at v 6. 8. 2019 (Suchanek).
5) www.umweltrechtsblog.at v 26. 6. 2019 (Schamschula).


